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Europas Regierungen müssen Sicherheit in allen Dimensionen gewährleisten
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Ein politisches Plädoyer für starke Parlamentsklubs
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Konflikte. Die Novelle der Straßenverkehrsordnung soll
auch für Fußgänger Verbesserungen bringen

Brauchen Radfahrer
mehr Rechte?

PATRICIA BACKHAUSEN
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Wien
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(Winter-) Garten / Gartenmöbel

Kauf

Während weiter Menschen im Krieg
gegen die Ukraine getötet, Millionen
vertrieben, Menschenrechte mit Füßen

getreten werden, rüstet Europa Verteidi-
gungsbudgets massiv auf. Deutschland hat
mit 100 Mrd. Euro ein be-
sonders finanzstarkes Paket
für die Bundeswehr ange-
kündigt, auch Österreichs
Regierung diskutiert über
Aufstockungen.

Ein zentrales Element,
die menschliche Sicherheit,
fehlt jedoch in der Aufrüs-
tungsdebatte. Das von der
UNO geprägte Konzept hilft,
den Blick zu weiten und zu
umfassender Stabilität beizutragen. Es stellt
den Schutz des Individuums und seinerMen-
schenwürde sowie nachhaltige menschliche
Entwicklung in denMittelpunkt.

Menschliche Sicherheit umfasst Ernäh-
rungs- und Umweltsicherheit, gesundheitli-
che, wirtschaftliche und politische Sicher-
heit, persönliche sowie gesellschaftliche Si-
cherheit. Wie wichtig es wäre, diese Dimen-
sionen von Sicherheit zu beachten, zeigen
letztlich auch die Dominoeffekte des Ukrai-

Menschliche Sicherheit
bringt Stabilität

nekrieges: Aufgrund des Entfalls der ukraini-
schen Weizenproduktion drohen explodie-
rende Lebensmittelpreise und in Folge Hun-
gersnöte, vor allem in Ländern Afrikas und
des Nahen Ostens, in denen die Klimakrise

bereits ganze Ernten ver-
nichtet. Eine hungernde und
arme Bevölkerung könnte
fragile Staaten, die wirt-
schaftliche und soziale Aus-
wirkungen der Covid-19-
Pandemie noch längst nicht
überwunden haben, weiter
unter Druck bringen.

Schätzungen zufolge
könnte die Zahl hungernder
und extrem armer Men-

schen (also Menschen, die höchstens von
1,60 Euro pro Tag leben) auf über eine Mil-
liarde ansteigen. Diese Dominoeffekte zei-
gen beispielhaft, wie sich fehlende Ernäh-
rungs- und gesundheitliche Sicherheit auf
das Leben vonMillionenMenschen in krisen-
gebeuteltenWeltregionen auswirken.

Angesichts globaler, sich gegenseitig ver-
stärkender Krisen – bewaffnete Konflikte,
Covid-19, Klimakrise sowie steigende Armut
– sind Regierungen also gut beraten, alle Di-

mensionen menschlicher Sicherheit glei-
chermaßen zu berücksichtigen und politisch
sowie budgetär zu gewährleisten.

Den besten Schutz vor Feuer bieten ja
nicht nur Feuerlöscher, sondern vor allem
umfassende Brandschutzmaßnahmen, die
Brände verhindern. Letztlich geht es also da-
rum, nachhaltige Sicherheit durch umfas-
sende Maßnahmen zu ermöglichen: Investi-
tionen, beispielsweise in Gesundheits- und
Bildungssysteme sowie in langfristige Strate-
gien für Armutsbekämpfung und Ernäh-
rungssicherheit sind unerlässlich, um mul-
tiplen Krisen und ihren Dominoeffekten vor-
zubeugen, sie einzudämmen oder zu bewäl-
tigen. Setzt die Staatengemeinschaft jetzt
nur auf traditionelle, militärische Sicher-
heitskonzepte, werden zusätzliche Konflikte
entstehen.

Wir werden nur in Frieden und Sicher-
heit leben können, wenn alle Menschen in
menschlicher Sicherheit leben können. An-
ders formuliert: Wir sind erst sicher, wenn
alle sicher sind. Nur das ist ein Garant für
Stabilität.

* * *
Annelies Vilim ist Geschäftsführerin der AG
Globale Verantwortung

Füllhorn reicht nicht
Es ist leicht als, Oppositionspartei
Forderungen zu stellen, solange
man nicht selber die Regierungs-
verantwortung hat. Nur das Füll-
horn zu öffnen, aus dem unbe-
grenzte Mittel fließen, reicht
nicht – wie schon die Forderung
nach 1 Milliarde, um ein Lotte-
riespiel zu finanzieren, als Moti-
vation für jene, die sich bisher
nicht haben impfen lassen, eine
Schnapsidee gewesen ist. Wie
können die Forderungen umge-
setzt werden, wenn alles erhöht
und andererseits die Steuerein-
nahmen gesenkt werden sollen?

Heinrich Huber
per Mail

1. April am 1. Mai
Es ist schön, dass es die Situation
in Österreich wieder zugelassen
hat, den 1.Mai zu zelebrieren. Es
sei auch Frau Rendi-Wagner ver-
gönnt, unter dem „Schutz-

schirm“ des Wiener Bürgermeis-
ters zu stehen, denn ein wenig
südlicher gibt’s „Parteifreunde“,
die es gerne regnen lassen.
100.000 Teilnehmer sind auch
eine stolze Zahl, die allerdings
vermuten lässt, es handelt sich
umden 1. April.

Günther Kraftschik
per Mail

Radfahren ist keine Krise
Frau Gewessler hat sich mit den
Radfahrern beschäftigt, wäh-
rend die Welt aus den Fugen ge-
rät! Krieg, Energieversorgung
ungeklärt, das Klima bereitet
Krisen ... Wann geht Frau Minis-
terin die wesentlichen Probleme
an? Es ist höchste Zeit!

Stefan Scherz
per Mail

Weltkulturerbe Wien
Herr Leyrer plädiert in seinem
Artikel vom 29. 4. für eine noch

massivere Zerstörung des städte-
baulichen Wiener Kulturerbes
und spricht von der „Schönheit
des heutigen Bauens“. Ange-
sichts der Scheußlichkeit oder
völlig unpassender Stile zeitge-
mäßer Bauwerke im histori-
schen Kernbereich ist diese Aus-
sage als blanker Zynismus zu
bewerten. Darüber hinaus ne-
giert Herr Leyrer, wie übrigens
viele Politiker und Architekten,
dass die zunehmende Vernich-
tung historische Stadtkerne die
Lebensqualität der dort Leben-
den Bevölkerung beeinträchtigt,
die diesen vollkommen unpas-
senden und vor allem Stadtbild
dominierenden Bauwerken aus-
gesetzt ist.

Gerald Dunkl
per Mail

Härtere Sanktionen
In „Wirtschaft von innen“ vom
30. April 2022 beschreibt Frau

Hodoschek das Szenario, dass
durch die Hardliner der EU die
russischen Gaslieferungen nach
Österreich gestoppt werden
könnten. Ich halte das bei der
momentanen politischen Lage
für unwahrscheinlich, solange
große Wirtschaftsnationen wie
Deutschland fast genauso am
Tropf des russischen Gases hän-
genwie Österreich.Was sie aller-
dings nicht thematisiert, ist die
sich ggf. in den nächsten Wo-
chen einstellende Notwendigkeit
der EU, die Sanktionierung Russ-
lands dramatisch zu erhöhen.
Die Antwort der EU könnte dann
nur sein, Russlands Geldzuflüsse
durch fossilen Rohstoffexport
komplett zu stoppen. Ich halte
dieses Horror-Szenario für sehr
realistisch. Und es wäre nur fair,
der Bevölkerung – und damit
auch Putin – dieses Szenario
durch frühzeitig anzukündigen.

Georg Boeck
per Mail

Persönlichkeiten dominieren den Kurs.
Der italienische Ministerpräsident Ma-
rio Draghi genießt das Vertrauen von

über 60% der Italiener_innen. Er gehört kei-
ner Partei an. Auch der wiedergewählte
französische Präsident Em-
manuel Macron hat die tra-
ditionellen Parteien hinter
sich gelassen. In Österreich
ging es bei der ÖVP lange
Zeit um eine einzige Person:
Sebastian Kurz. Diese perso-
nenbezogene Politik hat in
den vergangenen Jahren
massiv zugenommen. Dafür
gibt es einige Gründe: Das
Misstrauen bzw. die Gleich-
gültigkeit der Menschen der Politik gegen-
über – Expert_innen werden höher ge-
schätzt als Parteipolitiker_innen, die einer
Ideologie folgen.

Viele Dingewerden nur unter den Staats-
und Regierungschefs ausgemacht und dann
direkt in Gesetze gegossen. Zudem gibt es
immer mehr staatliche Organisationen, die
keiner parlamentarischen Kontrolle unterlie-
gen; aktuelles Beispiel ist die COFAG, die
Milliarden an Steuergeldern ausschüttet.

In den letzten Jahren zerbröselt auch die
Parteiloyalität zusehends. Politiker_innen
sind individualisierter und denken weniger
in Gruppenzugehörigkeit. Die Medialisie-
rung hilft dabei, Wähler_innen direkt anzu-
sprechen. Es geht nicht mehr vordergründig
um Parlamente, Fraktionen und Parteien. So
wird ein Grundpfeiler unserer Demokratie,
der lebendige Parlamentarismus, infrage ge-
stellt. Statt des Ringens um die besten Ideen
im Parlament entsteht ein Wettkampf der
schillerndsten Persönlichkeiten. Klubs und
Parteien haben, wie der Politologe Peter

Persönlichkeit versus
Repräsentation

Maier festhält, zwei Bündel an Funktionen:
Repräsentative Aufgaben – sie bündeln

Bürger_innen zu Interessensgruppen, arti-
kulieren diese und übersetzen sie in politi-
sche Maßnahmen. Andererseits rekrutieren

und fördern Parteien Füh-
rungspersönlichkeiten, erle-
digen die parlamentarische
Arbeit und formen die Re-
gierung.

Parteistrukturen helfen,
so Wolfgang Müller, den Fo-
kus weg von Einzelinteres-
sen hin zum kollektiven
Nutzen von Maßnahmen zu
bringen. Die parteiinternen
Checks und Balances sorgen

dafür, dass die Wählerschaft nicht auf den
Goodwill einziger Führungspersönlichkeit
angewiesen ist. Damit sind Parlamentsklubs
der zentrale Moderator, um politische Ver-
tretung und Rechenschaft zu ermöglichen.
Wenn sich Politiker_innen als Teil eines
Klubs sehen und dessen Werte teilen, weiß
man,wofür diese Person steht.

Die Klubs helfen also an zwei Fronten:
Für Wähler_innen wird es leichter, eine
Wahlentscheidung zu treffen, und Politi-
ker_innen müssen weniger Positionierungs-
arbeit leisten. Ein System starker Parla-
mentsklubs sorgt also für Vorhersehbarkeit
und Transparenz politischer Maßnahmen;
was die Rechenschaft gegenüber den Wäh-
ler_innen verbessert. Personenbezogene
Politik ist nur so stark wie die Person, auf die
sie sich bezieht. Politiker_innen haben – wie
die letzten Monaten zeigen – oft erschre-
ckend kurzeHalbwertszeiten.

* * *
Armin Huebner ist stellvertretender Klubdirek-
tor der Neos

Endlich. Radfahrer sollen mehr
Rechte bekommen und Fußgänger
längere Grünphasen, um die Straße

zu überqueren. Vielleicht sehen Passan-
ten dann auch weniger rot. Wer in Wien
von Hietzing über die Kennedybrücke
nach Penzing will, kann derzeit auf 200
Metern vierMinuten verlieren.

Es war längst Zeit, sich den Bedürf-
nissen dieser zwei Gruppen zu widmen:
Vor allem, wenn Politiker wollen, dass
mehr Rad gefahren und zu Fuß gegan-
genwird. Und daswollen ja diemeisten –
angeblich. Ziel kann es nur sein, sich kli-
maschonend, effizient und ohne Angst
fortzubewegen.

Beim Thema Sicherheit spielt das
Überholen eine große Rolle. Eineinhalb
Meter – so viel Platz muss in Zukunft ein
Autofahrer zum Radler in der Stadt
lassen – sollten eigentlich schon jetzt
eine Frage des Anstands sein. Oft wird es
aber eng und das ist nicht nur eine Frage
der mangelnden Beherrschung, sondern
auch eine der Straßen-Infrastruktur. Sie
kann mit Realität in den Städten nicht
mehr mithalten. Daran scheint auch die-
se Novelle der Straßenverkehrsordnung
nichts zu ändern. Somit kann sie erst der
Anfang sein.

So lange Radfahrer und Fußgänger
auf gar nicht wenigen Abschnitten einen
gemeinsamen Weg benützen müssen,
wird es zu Konflikten kommen. Oft gese-
hen an viel befahrenen und begangenen
Stellen in Wien. Das heißt, es muss mehr
Platz her. Und zwar auf Kosten der Fahr-
und Parkspuren für Autos. Das wird um-
so dringender, je mehr E-Fortbewe-
gungsmittel wie E-Scooter, E-Pedelecs
und E-Bikes unterwegs sind, die ein hö-
heres Tempo auf die Radwege bringen.

Eines muss man bei so vielen ver-
schiedenen Gruppen von wirklich allen
Verkehrsteilnehmern schon jetzt verlan-
gen dürfen:mehr Disziplin.

* * *
Katharina Salzer Die Autorin fährt Rad,
Öffi, Auto und geht zu Fuß. Sie ist stv. Lei-
terin der Sonntagsredaktion.

Radfahrer dürfen gefühlsmäßig oh-
nehin schon alles. Nebeneinander
fahren sie auf der Straße, auf Geh-

steigen sowieso und rote Ampeln kennen
sie nur vom Wegschauen. Und jetzt sol-
len sie noch mehr Rechte erhalten. Etwa
bei Rot rechts abbiegen oder gegen viele
Einbahnen fahren. Was das in der Praxis
bedeutet, kann sich jeder leicht ausma-
len. Noch viel mehr Konflikte mit ande-
ren Verkehrsteilnehmern sind vorpro-
grammiert. Die Novelle ist realitätsfern
und kann nur von jemandem in Auftrag
gegeben bzw. entworfen worden sein, der
von Autoverkehr prinzipiell nichts hält.

Der künftig größere Abstand zu Rad-
fahrern (auf der Bundesstraße sogar 2
Meter) bedeutet, dass jene, die sich viel-
leicht zuvor an der roten Ampel an war-
tenden Autos vorbeigeschlängelt haben,
nicht mehr überholt werden können. Das
verursacht unnötig Staus.

Während Autofahrer im Falle eines
Crashs mit einem Radler kaum verletzt
werden, sieht die Lage bei Fußgängern
anders aus. Gerade mit Elektrorädern
sind relativ hohe Geschwindigkeiten
möglich. Die lautlose Gefahr nähert sich
rasch und unvermittelt. Hier ziehen Fuß-
gänger dann oft den Kürzeren.

Und was ist mit den Pflichten der
Radler? Sie benötigen weder eine Haft-
pflichtversicherung, noch eine Num-
merntafel. Nach jedem Delikt können sie
sich unbemerkt rasch aus dem Staubma-
chen. Ihre Fähigkeit, Gefahren – auch aus
Sicht von Autofahrern – einzuschätzen,
ist mangels notwendigem Führerschein
vielfach nicht gegeben. Aber diewohl am
wenigsten nachvollziehbare Besserstel-
lung gegenüber Autofahrern ist das hö-
here Alkohollimit von 0,8 Promille
(Autofahrer 0,5). Hier darf es im Sinne
der Verkehrssicherheit keinerlei Toleranz
geben. Die Novellemuss daher zurück an
den Start und von der Radfahrer-getrie-
benen Ideologie befreit werden.

* * *
Robert Kleedorfer Der Autor ist stellvertre-
tender Ressortleiter Wirtschaft.

GmbH-Geschäftsanteil:
Anteilsverkäufe, Tod,
Scheidung, Insolvenz
der Mitgesellschafter

Meine Geschäftspartnerin und ich sind dabei,
eine GmbH zu gründen und ich mache mir Ge-
danken, wie wir die Gesellschafterverhältnisse
in Zukunft strukturieren könnten. Gibt es Re-
gelungen, wie wir damit umgehen können, für
den Fall, dass eine/r von uns beiden den Ge-
schäftsanteil später einmal verkaufen möchte
oder es bei einer/m von uns zu einer Schei-
dung oÄ kommt?

Hierfür und in ähnlichen Fällen kann
man durch Sonderrechte im Gesell-
schaftsvertrag vorsorgen. In der Praxis

üblich sind Vorkaufsrechte, Aufgriffsrechte,
Mitverkaufsrechte sowie Mitverkaufspflich-
ten.Meist finden sich gleichmehrere solcher
Regelungen in einem Gesellschaftsvertrag.
Sie dienen der Absicherung von Gesellschaf-
tern, wenn Mitgesellschafter Anteile verkau-
fen möchten oder wenn besondere Umstän-
de, wie z. B. eine Scheidung oder Insolvenz,
eintreten.

Vorkaufsrechte greifen, wenn ein Ge-
sellschafter seinen Geschäftsanteil an einen
Dritten verkaufen möchte. Die übrigen Ge-
sellschafter haben dann das (vorrangige)
Recht, den Geschäftsanteil innerhalb eines
bestimmten Ausübungsfensters zu kaufen
(und zwar – sofern so geregelt – zu densel-
ben Konditionen, wie sie mit dem Dritten
vereinbart wurden). Vorkaufsrechte schüt-
zen die Gesellschafter daher davor, dass un-
erwünschte Dritte dem Gesellschafterkreis
angehören.

Bei Aufgriffsrechten werden Situatio-
nen berücksichtigt, bei denen es – unabhän-
gig von Verkaufssituationen – ebenfalls zu
einer (möglicherweise unerwünschten) Ver-
änderung der Gesellschafterverhältnisse
kommen könnte. Unter bestimmten, im Ge-
sellschaftsvertrag vereinbarten, Umständen
(z. B. Tod, Insolvenz oder Scheidung) dürfen
die anderenGesellschafter die Abtretung des
Geschäftsanteils des betreffenden Mitgesell-
schafters verlangen. Das Bewertungsverfah-
ren für den zu bezahlenden Preis sollte eben-
falls im Gesellschaftsvertrag vorab verein-
bart werden. Bei Aufgriffsrechten im Insol-
venzfall (vor allem bei Abfindungen für Ge-
schäftsanteile unter dem Marktwert) ist
besondere Sorgfalt geboten. Hierzu hat der
Oberste Gerichtshof erst kürzlich eine wich-
tige Entscheidung erlassen.

Ein Mitverkaufsrecht (auch tag-along)
berechtigt einen Gesellschafter, seine Antei-
le zu verkaufen, wenn ein anderer Gesell-
schafter auch verkaufenmöchte. DasMitver-
kaufsrecht erlaubt daher einen Ausweg vor
neuen (unerwünschten) Mitgesellschaftern,
ohne die Anteile des verkaufendenMitgesell-
schafters mittels Vorkaufsrechts erwerben
zumüssen. Oft wird vereinbart, dass der Ver-
kauf der Geschäftsanteile zu den gleichen
Bedingungen erfolgen muss, ansonsten darf
nicht verkauft werden.

Mitverkaufspflichten (auch drag-
along) erlauben es einem verkaufswilligen
Gesellschafter, von seinen Mitgesellschaf-
tern zu verlangen, dass sie ihre Anteile eben-
falls an den Erwerber (zu gleichen Bedin-
gungen) verkaufen. Dieses Recht ist in der
Praxis (vor allem bei Private Equity Transak-
tionen) sehr wichtig, da potenzielle Erwer-
ber es oft bevorzugen, alle Geschäftsanteile
zu erwerben. Dieses Recht erleichtert es dem
verkaufswilligen Gesellschafter daher, sei-
nenGeschäftsanteil zu verkaufen.

* * *

Mag. Patricia Backhausen, MSc ist Rechtsan-
wältin im Bereich M&A / Digital Industries bei
DORDA.

Recht praktisch
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Der Nationalrat in Wien: Hort der repräsentativen Demokratie. Mit gutem Grund!
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Die Klimakrise
ist einer der
Treiber der Unsicher-
heit: ein ausge-
trockneter See
in Chile


